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Beim Jahreswechsel 


spricht die Verwaltuneskommission allen 
ihren treuen Mitarbeitern aus nah und fern den 
herzlichsten Dank aus für die Mithilfe und die 
Unterstützung, die sie dem V.S.K. und der gesamten 
Bewegung auch im verflossenen Jahre zuteil werden 
liessen. 

Vereine und Verband haben ihre aufsteigende 
Entwicklung fortgesetzt. Der Umsatz der genossen- 
schaftlichen Zentraleinkauisstelle hat eine beträcht- 
liche Vermehrung erfahren. Die soziale Kapital- 
bildung in Vereinen und V.S.K. hat sich weiterhin 
gefestigt. Die Epoche der Rückschläge infolge der 
Nachkriegswirkungen darf nun als überwunden be- 
trachtet werden und der Opiergeist und die Aus- 
dauer, die zur Ueberwindung von manchmal grossen 
Schwierigkeiten aufgebracht wurden, darf sich nun 
verwandeln in freudige, zielbewusste Initiative zur 
Verwirklichung weiterer Möglichkeiten im Rahmen 
des genossenschaftlichen Erstrebens. 

Als Begebenheit von grosser Bedeutung für un- 
sere Bewegung bezeichnen wir den vor zwei Mo- 
naten durchgeführten Ausbau des genossenschait- 
lichen Bankwesens durch Gründung der Bank der 
Genossenschaften und Gewerkschaften. Durch die 
Betätigung der neugegründeten Bank wird es mit 
der Zeit möglich sein, die in grosse Summen gehen- 
den Ersparnisse der werktätigen Bevölkerung zu 
sammeln und sie für die weitere Entwicklung der 
im Dienste der Gemeinwirtschaft stehenden Betriebe 
zu verwenden. 

Dieses neue genossenschaftliche Unternehmen, 
das am 1. Januar 1928 den Betrieb im Verwaltungs- 
zebäude des V.S.K., Thiersteinerallee 14, Basel, auf- 
nahm und die bisherige Bankabteilung des V.S.K. 
aufnahm, wird in Bälde seine Schalter in einem 
schönen und zweckmässig eingerichteten Neubau im 
Innern der Stadt Basel, Aeschenvorstadt 67, öffnen 
können, in dem «Coop-Haus», das speziell zu diesem 
Zwecke von einer vom V.S.K. und einigen Zweck- 
genossenschaften gegründeten Genossenschaft vor 
kurzem käuflich erworben worden ist und worin 
auch die Schweizerische Volksfürsorge, Volksver- 
sicherung auf Gegenseitigkeit, die Genossenschaft 
für Möbelvermittlung und die Buchhandlung des 
V.S.K. ihr Heim finden werden. 


Wir betreten die Schwelle des neuen Jahres 
init der zuversichtlichen Hofinung, dass sich die 
schweizerische Konsumgenossenschafts - Bewegung 
auch im kommenden Jahr auf sicherer, bewährter 
Grundlage weiter entwickeln werde. 

Und wenn wir unsere Blicke über die Landes- 
grenzen hinaus schweifen lassen und alle die auf- 
bauenden Kräfte des Genossenschaftswesens in fast 
allen Staaten wahrnehmen dürfen, so machen wir 
uns mit innerer Genugtuung und stiller Freude an 
die uns weiterhin harrende Tagesarbeit, um im 
Verein mit der grossen Zahl der treuen Mitarbeiter 
lortzuschreiten in der allmählichen Verwirklichung 
unserer schönen Ziele. 

In diesem Sinne entbietet die Verwaltungs- 
kommission des V.S.K. allen leitenden Behörden, 
sowie weiteren Organen und Personen in unserer 
Bewegung die herzlichsten Glückwünsche zum 
Neuen Jahre. 


Erleichterungen für Genossenschaften 
im abgeänderten Bundesgesetz 
betreffend die Stempelabgaben. 


Sch. Das am 4. Oktober 1917 erlassene Bundes- 
vesetz über die Stempelabgaben hat für verschiedene 
Genossenschaften erschwerende Vorschriften ge- 
bracht, die seinerzeit bei Annahme des Verfassungs- 
artikels, durch den dem Bunde die Kompetenz zur 
Erhebung von Stempelabgaben erteilt wurde, nicht 
vorausgesehen wurden. Zum Teil sind solche Er- 
schwerungen erst auf Grund von Aenderungen in 
der Anwendung des Gesetzes eingeführt worden 
auf Grund des gleichen Gesetzestextes, auf Grund 
dessen früher Stempelsteuerbefreiungen gewährt 
worden waren. 

Von genossenschaftlich interessierter Seite wa- 
ren gegen diese Belastungen wiederholt Rekurse 
eingereicht und im Instanzenzug bis zur obersten 
Rekursbehörde weitergezorgen worden, allerdings 
erfolglos. Eine Erleichterung dieser Lasten war 
also nur auf dem Wege einer Revision des Bundes- 
resetzes über die Stempelabgaben zu erreichen. 


(ieren den Willen der Bundesbehörden konnte eine 
solche Revision jedoch nicht durchgeführt und des- 
halb musste zur Beseitigung der von den (ienossen- 
schaften als unbillig betrachteten Belastungen der 
Augenblick abgewartet werden, in dem von Seiten 
der Bundesverwaltung selbst eine Revision des 
Stempelgesetzes angestrebt und der Bundesver- 
sammlung zur Beratung unterbreitet wurde. 

Das geschah mit Botschaft des Bundesrates vom 
28. Mai 1926. Der Bundesrat regte diese Revision 
an nicht zwecks Durchführung von Erleichterungen 
zugunsten der Stempelsteuerpflichtigen, sondern 
um das Loch in der Bundeskasse zu stopfen, das 
infolge der Annahme des Verfiassungsartikels über 
die Alters- und NHinterbliebenenversicherung ent- 
standen war. Bekanntlich sieht der im Dezember 
1925 angenommene Verfassungsartikel über die 
Alters- und Hinterbliebenenversicherung vor, dass 
vom 1. Januar 1926 weg der Ertrag der Tabakzölle 
nicht mehr in die Bundeskasse fliessen soll, sondern 
in einen Fonds gelegt werde, der für die Finanzie- 
rung der Alters- und Hinterbliebenenversicherung 
bestimmt ist. Die Tabakzölle hatten in den letzten 
Jahren den runden Betrag von 15 bis 15 Millionen 
jährlich erreicht und werden in Zukunft, wenn sie, 
wie beabsichtigt, ausgebaut werden, zwischen 25 
bis 30 Millionen Franken pro Jahr abwerien. Mit 
Hilfe der Tabakzölle wäre es möglich gewesen, für 
die Jahre 1926 und folgende das Defizit in den 
Bundesfinanzen zu beseitigen. Die Verwendung zu 
obenerwähnter Zweckbestimmung brachte die Bun- 
desfinanzen wieder aus dem Gleichgewicht und da 
war es Pflicht der Bundesbehörden, andere Ein- 
nahmequellen zu erschliessen, um das Gleichgewicht 
wieder herzustellen. Als solche Einnahmequellen 
waren vorgesehen die Erhöhung der Einnahmen 
aus den Stempelsteuern und die an Stelle der Bier- 
steuer tretende Erhöhung des Malz- und Gersten- 
zolles. 
i Da der Bundesrat durch seine Botschaft vom 
28. Mai 1926 eine Erhöhung der Stempelsteuer- 
einnahmen bezweckte und nicht eine Frniedrigung, 
wurde vom Bundesrat selbstverständlich keine den 
Wünschen der Genossenschaften Rechnung tra- 
sende Revision vorgeschlagen und es war deshalb 
Aufeabe der zenossenschaftlich interessierten 
Kreise, in der Bundesversammlung den Anlass der 
Revision des Stempelgesetzes zu benützen, um den 
eenossenschaftlichen Begehren Erfolg zu ver- 
schaffen. Da der Ständerat die Priorität in der Be- 
handlung dieses Geschäftes hatte, wurde dessen 
Kommission eine Eingabe mit einlässlicher Begrün- 
dung der von den Genossenschaftern gestellten Po- 
stulate übermittelt mit dem Erfolge, dass zwei die- 
ser Begehren von der ständerätlichen Kommission 
und im Plenum des Ständerates entsprochen wurde. 
In der nationalrätlichen Kommission gelang es dann, 
auch noch die andern Postulate zur Annahme zu 
bringen, ebenso im Nationalrat selbst und bei der 
Bereinigung der Differenzen stimmte auch der 
Ständerat auf der ganzen Linie den genossenschaft- 
lichen Postulaten zu, wie dies vorher schon der 
Vertreter des Bundesrates getan hatte. 

Da dıese Frage auch für die Leser des «Schweiz. 
Konsumverein» von Interesse sein wird, seien nach- 
stehend kurz die für die Genossenschaften günsti- 
sen Bestimmungen reproduziert: 


I. Den Obligationen gleichgestellte Urkunden. 


Bekanntlich sind im Stempelgesetz von 1917 
die Obligationen mit einer Emissionsabgabe von 


SCHWEIZ. KONSUM -VEREIN 


No. | 


1% resp. 1”/oo pro Jahr Laufzeit belastet. Diese 
Emissionsstempelabgabe macht bei grösseren An- 
leihen ganz anständige Summen aus und so war es- 
nicht verwunderlich, dass findige Finanzleute einen 
Ausweg fanden, um dieser Belastung zu entgehen. 
An Stelle von Obligationen wurden Darleihen ver- 
abfolgt. So hat allein eine einzige Versicherungs- 
gesellschaft den Bundesbahnen ein Darlehen von 
75 Millionen Franken gewährt und dabei die Emis- 
sionsstempelabgabe erspart. In Zukunft sollen nun 
auch solche Darlehen, sofern sie mehr als 30,000 
Franken betragen und die vertraglichen Bestim- 
mungen dem Darlehen eine Mindestdauer von mehr 
als zwei Jahren Gewähr leisten und mindestens 
eine Partei im Handelsregister eingetragen ist, diese 
Emissionsabgabe bezahlen. 

Dagegen sind von dieser Abgabe befreit Ur- 
kunden zum Nachweis oder Gutschrift von: 
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d) «Guthaben von Genossenschaften bei Ge- 
nossenschaftsverbänden, denen sie als Mitglieder 
angehören, und Guthaben von Genossenschaftsver- 
bänden bei ihren Mitgliedergenossenschaften.» 

Damit ist der Eigenart des Verhältnisses von Ge- 
nossenschaftsverband zu Mitgliedergenossenschaf- 
ten in zufriedenstellender Weise Rechnung getragen. 

Die Emissionsabgabe, die heute 1% beträgt und 
ursprünglich auf 112% erhöht werden sollte, ist im 
Laufe der Beratungen auf 1,2% fixiert worden. 

Gegenüber dem heutigen Zustand ist ferner die 
Neuerung zu verzeichnen, dass, wie bei den Cou- 
pons, der Abgabeschuldner verpflichtet ist, den Be- 
trag der Abgabe bei der Ausgabe neuer Obliga- 
tionen vom ersten Erwerber, in allen folgenden 
Fällen von Gläubiger der Forderung einzuziehen. 
Dieser sog. Ueberwälzungszwang hat zu 
verschiedenen Einwänden Anlass gegeben. Gegen 
das Fallenlassen dieser Vorschrift wurden jedoch 
hauptsächlich von den Vertretern der Kantonal- 
banken Bedenken ausgesprochen und es wurde dar- 
auf hingewiesen, wie sich bei den Coupons diese 
Ueberwälzungspflicht reibungslos hat durchführen 
lassen. Im Kompromissweg wurde dann der Ueber- 
wälzungszwang auf die Hälfte (0,6%) reduziert. 


ll. Stempelsteuerbeireiung zugunsten kleiner 
Genossenschaiten. 


Bekanntlich haben die Genossenschaften bei der 
Ausgabe von Anteilen eine Emissionsstempelabgabe 
von 1,5% auf den einbezahlten Beträgen zu entrich- 
ten. Diese Abgabe soll in Zukunft auf 1,8% erhöht 
werden 

Als seinerzeit der Verfassungsartikel beraten 
wurde, war demselben der Entwurf eines Bundes- 
vesetzes für die Stempelabgaben beigezgeben. In die- 
sem Entwurf war vorgesehen, dass (Gienossenschaf- 
ten mit einem Anteilscheinkapital unter Fr. 100,000. 
nicht Emissionsabgaber auf Anteilscheinen bezahlen 
sollten. Im definitiven Entwurf war dieses Privileg 
verschwunden. Aus welchem Grunde ist an Hand 
des vorhandenen Materials nicht mehr festzustellen. 
Als das Stempelgesetz vom Jahre 1917 im National- 
rat und Ständerat durchgepeitscht wurde, war kein 
Genossenschafter im Parlament, der sich der Inter- 
essen der Genossenschaften angenommen und auf die 
nachteiligen Konsequenzen einer restlosen Heran- 
ziehung der Anteile hingewiesen hätte. Das Stempel- 
gesetz vom Jahre 1917 sah deshalb die restlose Her- 


anziehung aller Anteile zur Emissionsstempelsteuer 
vor. 
Als die Verwaltungsbehörden zur Ausarbeitung 
der Vollziehungsverordnung gelangten, wurden sie 
dann allerdings darauf aufmerksam gemacht, dass 


sich eine gewisse Einschränkung in der Emissions- - 


stempelabgabe auch im Interesse der Verwaltung 
(minima non curat praetor) rechtfertige. Darum 
wurde, allerdings ohne gesetzliche Grundlage, in die 
Vollziehungsverordnung eine Bestimmung aufge- 
nommen des Inhalts, dass Emissionsstempelabzaben 
auf Anteilscheinen nicht erhoben werden bei Genos- 
senschaften, solange das einbezahlte Stammkapital 
den Betrag von Fr. 10,000.— nicht erreicht unter der 
Bedingung, dass solche Genossenschaften den Ver- 
kehr auf Mitglieder beschränken. 

Damit schien für eine Reihe von Genossen- 
schaften eine Erleichterung geschaffen, da die Mehr- 
zahl der im Handelsregister eingetragenen Ge- 
nossenschaften kein einbezahltes Stammkapital von 
mehr als Fr. 10,000.— hat. Dagegen wurde die Vor- 
schrift, «dass die Genossenschaft den Verkehr auf 
Mitglieder beschränken muss,» in sehr engherziger 
Weise ausgelegt. Verbandsvereine, die sich auf 
Grund unserer Normalstatuten bildeten, wurden der 
Begünstigung verlustig erklärt, weil in den Normal- 
statuten vorgesehen ist, dass, auch wenn der Ver- 
kehr absolut auf Mitglieder beschränkt ist, Probe- 
käufe an Passanten etc. ausnahmsweise zulässig sein 
sollen. Noch krasser war die engherzige Auffassung 
gegenüber Raiffeisenkassen. Wenn Raiffeisenkassen 
oder sonstige Kreditgenossenschäften zwar Gelder 
nur an Mitglieder ausleihen, dagegen einen Teil der 
Gelder auch von Drittpersonen annahmen, wurden 
sie ebenfalls der Vergünstigrung beraubt, während 
beispielsweise in Deutschland und Oesterreich, wo 
ähnliche Steuervergünstigungen gesetzlich vorge- 
sehen sind, ausdrücklich anerkannt ist, dass bei 
Kreditgenossenschaften der Verkehr als auf Mit- 
glieder beschränkt anzusehen ist, soweit Gelder nur 
an Mitglieder ausgeliehen werden. Ob dieses Geld 
dann auch von Drittpersonen stammt, spielt für die 
Frage der Gewährung der Vereünstieung keine 
Rolle. Man sieht aus diesem Beispiel, wie in der 
Schweiz die Steuerbureaukratie vielfach eneherziger 
arbeitet als in den vormals monarchischen Ländern 
Deutschland und Oesterreich, die über Jahrzehnte 
lange Praxis im Stempelsteuerwesen verfügen, aller- 
dings auch eine eigentliche Verwaltungsgerichtsbar- 
keit haben, die uns im Stempelsteuerwesen in der 
Schweiz bisher gefehlt hat. 

Bei der Revision ist nın diese Bestimmung aus 
der Verordnung in das Gesetz hinübergenommen 
und die Beschränkung auf den Verkehr mit Mitglie- 
dern fallen gelassen worden. Die Vorschrift lautet 
nun: 

«Inländische Genossenschaften sind von der Ab- 
gabe befreit, solange das einbezahlte Stammkapital 
den Betrag von zehntausend Franken nicht erreicht». 

Anderseits ist der Nachsatz zu berücksichtigen: 
«Sobald die Voraussetzungen der Steuerbefreiung 
dahinfallen», — d. h. in unserem Falle sobald das 
einbezahlte Stammkapital den Betrag von Franken 
10,000.— übersteigt — «sind die nicht erhobenen Ab- 
gaben nachzuentrichten». 

Genossenschaften, deren einbezahltes Stamm- 
kapital gegen die Summe von Fr. 10,000.— sich be- 
wegt, müssen sich also bewusst sein, dass sobald das 
einbezahlte Stammkapital über Fr. 10,000.— ansteigt, 
sie in Zukunft sofort Fr. 180.— Emissionsstempel- 
steuer zu bezahlen haben. 
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Il. Vergünstigungen für Bau- und Wohn- 
genossenschaften. 


Im bestehenden Stempelsteuergesetz sind, wie 
in allen Steuergesetzen, Vergünstigungen für sog, 
gemeinnützige Aktiengesellschaften und daran an- 
schliessend auch für gemeinnützige Genossenschaf- 
ten vorgesehen. Voraussetzung der Steuerbefreiung 
ist, dass die Dividende auf höchstens 5% des Aktien-, 
resp. CGienossenschaftskapitals steigt, dass die Aus- 
richtung von Tantiemen an die Mitglieder ihrer Be- 
hörden ausgeschlossen ist, dass statutarisch für den 
Fall der Auflösung der Gesellschaft der allfällige 
Liquidationsüberschuss nicht unter die Aktionäre 
resp. Genossenschafter verteilt werden darf, das 
alles aber unter der Voraussetzung, dass die Tätie- 
keit der Aktiengesellschaft oder Genossenschafter 
unter Ausschluss iedes Erwerbszweckes der Für- 
sorge für Arme und Kranke, der Förderung des Kul- 
tus, des Unterrichts, sowie anderer gemein- 
nütziger Zwecke zu dienen bestimmt ist. In 
Deutschland, Oesterreich und Frankreich gilt nun 
zum Teil seit Jahrzehnten die Tätiekeit von rich- 
tigen Bau- und Wolingenossenschaften als gemein- 
nützig und durch spezielle Gesetze werden solche 
Genossenschaften steuerlich besünstiet. Unter Hin- 
weis auf diese Verhältnisse und auf den zur Zeit der 
Inkraftsetzung des Stempelgesetzes bestehenden 
katastrophalen Mangel an Wohnungen wurde für die 
damals bestehenden und eine ganze Anzahl seither 
gesründeter Bau- und Wohngenossenschaften die 
Befreiung von der Emissionsstempelabgabe verlangt 
und auch in den meisten Fällen bewilligt. Etwa vom 
Jahre 1923 weg erfolgte dann auf Grund des glei- 
chen Gesetzes eine Revokation dieser Vergünsti- 
gung, indem erklärt wurde, jetzt wirken diese Bau- 
und Wohngenossenschaften nicht mehr gemein- 
nützig, für die Zukunft hätten sie die Emissions- 
stempelabgabe wieder zu bezahlen. Der Kommission 
des Nationalrates gelang es dann, diese Berünsti- 
gungen wieder zu erlangen und gesetzlich festzu- 
legen, und zwar in der Form, dass ausdrücklich im 
oben erwähnten Text nach den Worten «anderer ge- 
meinnütziger Zwecke» eingeschaltet wird «oder der 
Beschaffung billiger und gesunder Wohnungen zu 
dienen». Damit ist diese Vergünstigung auch für die 
meisten Bau- und Wohngenossenschaften erlangt 
worden. 


IV. Beschränkung der Emissionsstempelabgabe bei 
den Genossenschaften auf den jährlichen 
Zuwachs. 

Bei der Aktiengesellschaft wird die Emissions- 
abgabe 1,5, resp. in Zukunft 1,8% nur einmal bei der 
Emission erhoben, gleichgültig ob die Aktie später 
dutzend oder hundert Male die Hand wechselt, Bei 
Jer Gienossenschaft macht sich der Wechsel in der 
Mitgliedschaft nicht in der einfachen Weise geltend, 
dass einfach ein Anteilschein von einem bisherigen 
Mitglied verkauft und von einem neuen Mitglied ge- 
kauit wird, sondern meist wird der bisherige Anteil- 
schein gekündigt und zurückbezahlt, während ein 
neues Mitglied einen neuen Anteilschein erwirbt, auf 
dem dann die Emissionsabgabe neuerdings zu ent- 
richten ist. Allerdings kann es auch vorkommen, dass 
eine Genossenschaft, wenn ihr von einem ausschei- 
denden Mitglied der bereits seinerzeit versteuerte 
Anteilschein quittiert bei der Rückzahlung zurück- 
gegeben wird, dass die Genossenschaft diese Ur- 
kunde nochmals verwendet und diese einem neu- 
eintretenden Mitglied übergibt. In letzterem Fall 
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wird keine Emissionsstempelabgabe erhoben, so dass 
diese eigentlich vom genossenschaftlichen Stand- 


punkt aus eher zu beanstandende Transaktion steuer- 


lich begünstigt wird. Der Ständerat und die Stempel- 
steuerverwaltung anerkannten die Zulässigkeit der 
Steuerbefreiung im Falle der Wiederverwendung 
einer bereits gestempelten Anteilscheinurkunde, ohne 
jedoch eine Vergünstigung für neu ausgegebene Er- 
satzurkunde bewilligen zu wollen. In der national- 
rätlichen Kommission gelang es dann, unter Hinweis 
darauf, dass die Steuerverwaltung kein Interesse 
habe, den Genossenschaften einen solchen Umweg 
zuzumuten, folgende Vorschrift zur Annahme zu 
bringen: 

Art. 24ter. «Von den Einzahlungen, die während 
eines Geschäftsiahres auf das Stammkapital einer 
Genossenschaft gemacht werden, wird die Abgabe 
nur soweit erhoben, als diese Einzahlungen die Rück- 
zahlungen aus dem Stammkapital während des glei- 
chen Geschäftsjahres übersteigen». 

Es wird also in Zukunft die Abgabe nur auf dem 
Saldo des Zuwachses des Geschäftsjahres erhoben, 
resp. wenn die Summe der Rückzahlungen die der 
Neueinzahlungen in einem Geschäftsiahr übersteigt, 
was auch vorkommen kann, so fällt jegliche Abgabe 
dalıin. Eine Uebertragung dieser Verrechnungen auf 
ein folgendes Jahr ist allerdings, unseres Erachtens 
mit Recht, ausgeschlossen. Vorliegende Vergünsti- 
gung wird hauptsächlich für Kreditgenossenschaiten 
nach Art der Schweizerischen Volksbank von Nutzen 
sein; für Konsumgenossenschaften hat sie weniger 
Bedeutung. 


V, Befreiung der Prämien der privaten Sozial- 
versicherung vom Prämienquittungsstempel. 


Nach Art. 42 und 45 des Stempelgesetzes von 
1917 wird auf Quittungen über Versicherungsprämien 
eine Abgabe von "2% erhoben. Art. 43 sieht Aus- 
nahmen von dieser Abgabepilicht vor, u. a. für «die 
Versicherung von Beamten, Angestellten und Arbei- 
tern privater Anstalten und Betriebe durch eigene 
Versicherungskassen». 

Auf Grund dieser Vorschrift hatte die Versiche- 
rungsanstalt schweiz. Konsumvereine seinerzeit die 
Abgabefreiheit für die ihr bezahlten Prämien bean- 
sprucht, war jedoch mit ihren Rekursen von allen 
Instanzen rücksichtslos abgewiesen worden mit der 
Motivierung, die Vergünstigunz könne nur gewährt 
werden, wenn ein einzelner Betrieb eine 
eigene Versicherungskasse habe, nicht iedoch 
wenn sich mehrere Betriebe für die Versicherung 
ihrer Beamten, Angestellten und Arbeiter auf dem 
Wege der Selbsthilfe zusammenschliessen. Dieser 
unbegreifliche Entscheid hatte der Versicherungs- 
anstalt schweiz. Konsumvereine, die doch der öffent- 
lichen Verwaltung so grosse Aufgaben der Fürsorge 
für sonst vielleicht armengenössig werdende Per- 
sonen abgenommen hat, grosse Lasten verursacht, 
bis zu 13,000 Franken pro Jahr. Gegen die Steuer- 
befreiung hatten sich hauptsächlich Vertreter von 
Versicherungskassen nach Art der Versicherungs- 
anstalt schweiz. Konsumvereine gewendet, während 
eigentliche Versicherungsunternehmungen darin eine 
Beeinträchtigung ihres Arbeits- und Werbegebietes 
erblickten. Auf die Beseitigung dieser Ungerechtig- 
keit wurde deshalb unsererseits das Hauptgewicht 
gelert und in Verbindung mit der Versicherungs- 
kasse schweiz, Elektrizitätswerke und anderer ähn- 
licher Kassen auch ein Erfolg erreicht, und zwar in 
der Weise, dass nun auch noch Angestellten-Ver- 
sicherungen, die bei Versicherungsunternehmungen, 
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also nicht auf dem Wege der Selbsthilfe, abge- 
schlossen werden, privilegiert sind. Die betreffende 
Vorschrift lautet: 

(Die Abgabe wird nicht erhoben auf Prämien- 
quittungen.) 

Art. 43, lit. c der Alters-, Invaliditäts- oder 
Hinterbliebenenversicherung von Beamten, Ange- 
stellten und Arbeitern öffentlicher und privater An- 
stalten und Betriebe durch eigene Versicherungs- 
kassen (neu) oder durch den Abschluss von Grup- 
penversicherungsverträgen mit einer Versicherungs- 
unternehmung, sofern der Arbeitnehmer nicht mehr 
als zwei Drittel der Kosten zu tragen hat. 

(Neu.) «Als eigene Versicherungskassen gel- 
ten auch solche Versicherungskassen, die von einer 
Mehrzahl verwandter Anstalten und Betriebe ge- 
meinsam organisiert und verwaltet werden und 
sich ausschliesslich mit der Versicherung von Be- 
amten, Angestellten und Arbeitern dieser Anstalten 
und Betriebe befassen.» 

* $ + 

Wie aus obigen Mitteilungen hervorgeht, haben 
die Bemühungen der Genossenschaftsfreunde in der 
Bundesversammlung, einige als ungerecht und un- 
billig empfundene Belastungen der genossenschaft- 
lichen Unternehmungsform zu beseitigen, einen vol- 
len Erfolg erzielt. Wir hoffen, dass diese Ernte auch 
eingebracht wird, d. h. dass das Gesetz vom 22. De- 
zember 1927, das zurzeit dem Referendum unter- 
steht, dieses Referendum erfolgreich übersteht, dass 
entweder, was zu erwarten ist, das Referendum 
nicht ergriffen wird, oder dass, falls das Referen- 
dum zu Stande kommen sollte, alle genossenschaft- 
lich interessierten Kreise mit Rücksicht auf den gu- 
ten Willen, der bei der Revision von der Bundes- 
versammlung für die genossenschaftlichen Postulate 
bezeugt wurde, das Gesetz unterstützen und ihm 
zur Annahme zu verhelfen suchen werden. Aller- 
dings ist das Gesetz ein Steuergesetz und belastet 
den wirtschaftlichen und Geld-Verkehr mit neuen 
Lasten; doch hält sich die Mehrbelastung in erträg- 
lichen Grenzen, und — irgendwo muss das Geld ge- 
junden werden, um das Gleichgewicht im Haushalt 
des Bundes herzustellen. Sollte das Gesetz ver- 
worfen werden, so wäre zu befürchten, dass schliess- 
lich nochmals das letzte Aushilfsmittel, die Erhö- 
hung der Einfuhrzölle, dran glauben müsste. 


& 
Heinrich Lorenz. 


Dieser Name ist nicht nur in seinem heimat- 
lichen Wirkungskreise, sondern über Deutschland 
hinaus in der ganzen internationalen Genossen- 
schaftsbewegung bekannt. Nun kann er in diesen 
ersten Tagen des neuen Jahres besonders genannt 
werden, weil Heinrich Lorenz am 2. Januar 
sein Jubiläum der 25jährigen Tätie- 
keit als Geschäftsführer der Gross- 
einkaufsgesellschaft deutscher Kon- 
sumvereine feiern konnte, 

Auch wir schicken dem Jubilar unsere herz- 
lichen Glückwünsche, die den zweifachen Sinn ha- 
ben sollen, die während eines Vierteljiahrhunderts 
geleistete grosse Arbeit im Dienste der Genossen- 
schaftssache zu anerkennen und ihm noch Gesund- 
heit und Kraft zu wünschen für die Fortsetzung sei- 
nes zu grossem Ansehen gebrachten Lebenswerkes. 

Als im letzten Juni Heinrich Lorenz der Inter- 
lakener Delegiertenversammlung die Grüsse aus 
dem Zentralverband deutscher Konsumvereine über- 
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brachte und den neuen Aufstieg der deutschen Kon- 
sumvereinsbewegung auf Grund bedeutender Zahlen 
konstatieren konnte, durfte man hinzudenken, dass 
es zu einem schönen Teil Lorenz’ Werk ist, das 
schon so bald nach den furchtbaren wirtschaftlichen 
Erschütterungen in Deutschland wieder bewundert 
werden konnte. Der Jubiläumstag hat Gelegenheit 
gegeben, diese Tatsache besonders hervorzuheben. 
Die «Konsumgenossenschaftliche Rundschau» ver- 
gleicht den Stand der Grosseinkaufszesellschait des 
Zentralverbandes von 1902 mit demjenigen von 
1926: 

«1902 bezogen von ihr ganze 247 Genossen- 
schaften Waren; der Gesamtwert betrug 21,568.549 
Mark, also weniger als heute der Umsatz einer gan- 
zen Anzahl grosser Vereine ausmacht. Eigenpro- 
duktion stand — auf dem Programm. Beschäftigt 
wurden im ganzen 197 Personen. Damit vergleiche 
man den Stand von 1926: Rund 900 angeschlossene 
Genossenschaften, ein Umsatz von 284,173,971 Mark, 
von dem 45,675,780 Mark auf die Eigenproduktion 
entfielen. 4698 beschäftigte Personen, eine Bank- 
abteilung mit rund 1850 Millionen Mark Umsatz.» 

Wie die «Rundschau» weiter anführt, «liegt auf 
dem Gebiete der genossenschaftlichen Produktion 
ein gut Stück der erfolgreichen Tätigkeit des Ju- 
bilars, dem die Warenherstellung nicht nur beson- 
ders zugewiesen, sondern auch besonders ans Herz 
gewachsen war. Was an Initiative und praktischer 
Anregung seinem Konto zuzuschreiben ist, lässt sich 
im einzelnen schwer sagen, aber für den Gesamt- 
eindruck seines Wirkens darf hier das Wort gelten, 
dass die Steine (mehr als drei Dutzend Gebäude, in 
denen Waren fabriziert werden) reden. 

Neben dieser Spezialarbeit läuft natürlich eine 
Unsumme anderer her, wie sie der Betrieb eines 
rasch wachsenden Unternehmens für alle an der 
Leitung Beteiligten mit sich bringt an Organisation, 
Verwaltung und Vertretung nach innen und aussen. 

Lorenz war und ist eben nicht nur der kraft- 
volle. ruhig abwäsende und überlert handelnde 
Geschäftsführer der Grosseinkaufszesellschaft, er 
steht auch in Führerstellung in der allgemeinen Ge- 
nossenschaftsbewegung. Eine grössere Genossen- 
schaftstagung ohne ihn war in all den Jahren nicht 
denkbar. Kein wichtiges und schwieriges Problem, 
zu dessen Lösung er nicht hervorragend beigetragen 
hätte, keine Meinungsverschiedenheit, in der er nicht 
oft ausschlaggebend, sachkundig und beredt ein- 
gegriffen hätte. 

So verdankt ihm der Zentralverband deutscher 
Konsumvereine, dessen Vorstand er wie dem der 
Verlagsgesellschaft ehrenamtlich angehört, ausser- 
ordentlich viel. Kein wichtiges Amt, das ihm nicht 
seit Jahren anvertraut wäre und das er nicht mit 
Hingebung, Eifer und Verständnis ausgefüllt hätte,» 

Heinrich Lorenz gehört auch der Exekutive des 
Internationalen Genossenschaftsbundes an, und erst 
auf dem Stockholmer Kongress hat er wieder ze- 
zeigt, dass er den Bund nicht auf eine schiefe Ebene 
ziehen lassen will, — er hat den russischen Ab- 
sichten mit ganzem Erfolg den schärfsten Wider- 
stand entgegengesetzt. 

Die deutschen Genossenschaften 


danken dem 


Jubilar, wir schliessen uns diesem Danke an. 


= 


Die Rationalisierung des Kohlenhandels. 


In der Zeit, in der in Deutschland unmittelbar 
nach der Revolution versucht wurde, gemeinwirt- 


schaftliche Unternehmungen zu schaffen, wurde auf 
Vorschlag der deutschen Sozialisierungskommission 
der Versuch unternommen, eine staatliche Verwal- 
tung für die Bergwerksbetriebe aufzubauen, Zu dem 
Zweck, um eine Kontrolle über Preise, Produktion 
und Leistungsfähigkeit der einzelnen Bergwerksbe- 
triebe zu gewinnen, wurde der Reichskohlenrat ge- 
schaffen, in dem sowohl die Bergwerksbesitzer wie 
auch die Arbeiter und Angestellten vertreten sind. 
Der Reichskohlenrat bestimmt unter anderm die 
Preise nicht nur für die Bergwerksbetriebe, sondern 
auch für den Grosshandel, der wiederum die Preis- 
bestimmungen für den Detailhandel diktatorisch 
durchzuführen hat. Die Arbeit des Reichskohlen- 
rates zeigt deutlich, wie unmöglich es ist, wenn eine 
gemeinwirtschaftliche Organisation die Aufgaben, 
die ihr gestellt sind, lediglich von der Produktion aus 
zu lösen versucht. Man hat immer wieder erlebt, 
dass jede Teuerung im Produktionsprozesse nicht 
nur restlos auf die Verbraucher überwälzt wurde, 
sondern dass auch mit der Steigerung der Produk- 
tionskosten Hand in Hand gingen eine Steigerung der 
Spannungen zwischen Bergwerk und Grosshandel, 
und Grosshandel und Detailverkauf. Aus all diesen 
Gründen hat die Tätigkeit des Reichskohlenrates nie- 
manden befriedigt und in Deutschland diskutiert 
ınan nun eifrig die Frage, ob es nicht möglich wäre, 
cine Verbilligung der Kohle durch eine Rationalisie- 
rung der gesamten Kohlenwirtschaft durchzuführen. 

Der Grosshandelszuschlag beträgt 6%, wobei 
man nicht übersehen darf, dass einzelne Kohlensyn- 
dikate selbst den Grosshandel durchführen und auf 
diese Weise zu ihrem Produktionsgewinn noch einen 
sehr erheblichen Handelsgewinn zuschlagen können. 
Wenn man die Kohlenpreise des Detailhandels mit 
den Grubenpreisen vergleicht, so kommt man zu 
sehr interessanten Ziffern (Tonnenpreise): 


Mark Mark Steigerung 

Stuttgart: 1. Aug. 1914 1. Aug. 1935 h 

Zechenpreis 15.05 21.— 39,5 
Ruhrnuss II: 

Platzhandelsaufschlag 10.80 18.40 70,4 
Anthrazit: 

Zechenpreis 24.65 45.— 82,5 

Platzhandelsaufschlag 12.20 25.40 108,2 
Braunkohlenbriketts: 

Grubenpreis 8.50 11.— 28,0 

Platzhandelsaufschlag 9.80 16.— 63,0 

Hamburg: Aug. 1914 Aug. 1925 
Ruhrkoks I: 

Zechenpreis 20.20 28.45 40,8 

Platzhandelsaufschla@e 5.60 10.55 88,4 
Braunkohlenbriketts: Mai 1914 Okt. 195 

Grubenpreis 7.80 14.— 79,5 

Platzhandelsaufschlag@ 10.80 19.20 71.5 


Diese Zusammenstellung zeigt deutlich, dass die 
Aufschläge ganz erheblich sind und dass sie bei 
Braunkohlenbriketts bedeutend höher sind. Die Han- 
delsaufschläge von 1914 bis 1925 sind bedeutend 
stärker gestiegen als die Erzeugungspreise. Man 
könnte vielleicht glauben, dass diese Entwicklung 
bedingt wurde von den Wirkungen der Geldentwer- 
tung. Aber wir sehen, dass auch bei den stabileren 
Verhältnissen, die wir jetzt haben, die Handelszu- 
schläge durchaus nicht stabil bleiben. Wenn man be- 
denkt, dass der gegenwärtige Streik in den Braun- 
kohlenbetrieben Deutschlands um einen Betrag in der 
Grössenordnung (Tonne) von etwa 60 Pfennig Roh- 
braunkohle geführt wird, so kann man sich vorstel- 
len, welchen Einfluss diese Zwischenspesen, die der 
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Handel für sich beansprucht, auf die Lohnsätze, die 
gezahlt werden können, auszuüben imstande ist. Der 
Reichskohlenrat hat bisher die Detailpreise nicht be- 
stimmt. Es wird auch in Deutschland nicht ge- 
wünscht, dass die Preisbildung offiziell bis zum De- 
tailhandel festgesetzt wird, da man nur eine neue 
Belastung der Konsumenten fürchtet. Vor allem lie- 
fert ja der Kohlenhandel in sehr verschiedenen Men- 
gen und an sehr verschiedene Konsumenten, so dass 
eine gewisse Beweglichkeit der lokalen Preisbildung 
gesichert werden muss. 

Diese Schwierigkeiten sind lehrreich für die Ar- 
beiter und für die Verbraucher, Die Arbeiterschaft 
hat sich in allen Ländern in den letzten Jahren viel 
mehr mit den Fragen der Produktion, als mit denen 
der Verteilung beschäftigt. Auch der Konsument 
kümmert sich immer noch mehr um die Einkommens- 
seite seines Budgets als um die Ausgabenseite. Er 
sieht in einer ständigen Erhöhung seines Einkom- 
mens einen wirksameren Schutz als in einer Beein- 
flussung der Gesamtwirtschaft, die dahin zu gehen 
hätte, eine Verbesserung und damit eine Verbilligung 
der Handelsorganisation der Gesellschaft zu errei- 
chen. Heute werden Lohnerhöhungen sehr oft nur 
gewährt, weil der Unternehmer weiss, dass er die 
erhöhten Produktionskosten restlos auf den Arbeit- 
nehmer als Verbraucher überwälzen kann. Je mehr 
aber die interessierten Kreise zur Erkenntnis gelan- 
gen, dass alle öffentlichen Preisfeststellungen nicht 
imstande sind, die Produktionskosten und die Zwi- 
schengewinne herabzusetzen, wendet sich das In- 
teresse der Organisation des Handels zu. Man 
kommt immer mehr zur Einsicht, dass die Gesell- 
schaft die Verluste, die durch einen unwirtschaftlich 
arbeitenden Handelsverkehr erzielt werden, durch 
eine Öffentliche Preisbestimmung nicht herabsetzen 
kann. 

Die schwierige Aufgabe, die die englische und 
in immer steigendem Masse auch die deutsche Koh- 
lenwirtschaft zu lösen hat, ist nicht eine Frage der 
Kontrolle, es ist eine Frage der Organisation. Man 
wird immer mehr zur Erkenntnis geführt werden, 
dass wir eine rationellere Verteilungsorganisation nur 
gewinnen können, wenn wir den letzten Konsumen- 
ten organisieren, diese organisierten Verbraucher 
dazu erziehen, ihren Bedarf an Kohle gemeinsam zu 
decken und wenn wir die freiwilligen Konsumenten- 
organisationen in einer gemeinsamen Organisation 
mit der Zwangskonsumentenorganisation, die die 
Gemeinden darstellen, verbinden. Die öffentlich- 
rechtlichen Konsumenten — Gemeinden, Kantone 
und der Staat — müssen ihren Kohlenbedarf ge- 
meinsam mit den Konsumgenossenschaften decken. 
Dann werden wir zu einer Rationalisierung 
des Kohlenhandels kommen, der wesentliche Zwi- 
schenhandelskosten zu ersparen vermag. Diese 
Erkenntnis setzt sich langsam in der Welt durch. 
Die englische Arbeiterschaft hat nun gemeinsam mit 
dem Verband der englischen Konsumvereine eine 
Kommission eingesetzt, die ein Programm ausarbei- 
ten soll, welche Aufgaben bei der Umstellung der 
Wirtschaft die Genossenschaften und welche die 
Gemeinden zu erfüllen haben. Ein neuer Beweis, 
dass wir mit der Kontrolle der Wirtschaft nicht viel 
erreichen werden, sondern dass wir die Wirtschaft 
neu organisieren müssen, wenn wir zu einer Verbil- 
ligung der Lebenshaltung der breiten Massen kom- 
men wollen. Eine wesentliche Voraussetzung für 
iede Wirtschaftsorganisation ist eine Konsumenten- 
organisation auf breiter Grundlage, die viele Millio- 
nen Konsumenten zu gemeinsamer Wirtschaftsfüh- 


rung vereinigen kann. Aus diesem Grunde gewinnt 
die Genossenschaft immer grössere Bedeutung für 
die Weltwirtschaft. Emmy Freundlich. 


SS 


Die Versicherunssanstalten der Konsumsenossen- 
schaiisbewesung im Jahre 1926. 


Das Internationale Arbeitsamt veröffentlicht 
folgende interessante Zusammenstellung: 

In verschiedenen Ländern haben die bedeutend- 
sten Verbände der Konsumgenossenschaftsbewe- 
gung, oft in Zusammenarbeit mit der Gewerkschafts- 
bewegung, Versicherungseesellschaf- 
ten gegründet, welche sich hauptsächlich mit Le- 
bensversicherungen beschäftigen, aber manchmal 
die Genossenschafter gegen Feuer, Unfall u. a. ver- 
sichern. Wir geben nachstehend einige Angaben 
über die Tätigkeit dieser Gesellschaften im Jahre 
1926. Wie bekannt, sind die meisten dieser Gesell- 
schaften dem im Jahre 1922 gegründeten inter- 
nationalen Ausschuss der gewerkschaftlichen und 
genossenschaftlichen Versicherungsgesellschaften 
angeschlossen, dessen Sekretär, J. Lemaire, auch 
gleichzeitig der Generalsekretär der belgischen 
Versicherungsgenossenschaft  «Prevoyance So- 
ciale» ist. 

Belgien. Die Versicherungsgenossenschaft «La 
Prevoyance Sociale» wurde im Jahre 1907 auf Be- 
schluss der belgischen Arbeiterpartei gegründet. Sie 
ist eine gemeinsame Organisation der Konsum- 
genossenschaften, der Gewerkschaften und der der 
Arbeiterpartei angeschlossenen politischen Gruppen. 
Ihre Tätigkeit erstreckt sich hauptsächlich auf Le- 
bens- und Feuerversicherung. 

Die Genossenschaft hat seit kurzem ihre Tätig- 
keit (nur was die Lebensversicherung anbetrifft) 
auch auf Frankreich (bis jetzt nur einige Departe- 
ments) erstreckt, wo sie mit dem Zentralverbande 
der Konsumvereine (Federation nationale des co- 
op£@ratives de consommation) zusammenarbeitet. 
16% des in der französischen Abteilung erzielten 
Reingewinns werden dem französischen Zentral- 
verband der Konsumvereine zur Verfügung zestellt. 

In der Lebensversicherungsabteilung der Ge- 
nossenschaft erreichten die Versicherungssummen 
im Jahre 1926 die Höhe von 211,522,475 Franken, 
die Prämieneinnahmen betrugen 9,474,056 Franken 
und die Versicherungsleistungen 2,030,066 Franken. 
Es kommen hinzu für Frankreich: Versicherungs- 
semmen in der Höhe von 5 Millionen Franken. 

Was die Feuerversicherungsabteilung betrifft, 
so belief sich die Prämieneinnahme auf 3,250,439 
Franken, die Versicherungsleistungen auf 619,685 
Franken. 

Die Bilanzsumme der Genossenschaft erreichte 
die Höhe von 23,970,670 Franken. 

Deutschland. Die «Volksfürsorge», Ge- 
werkschaftlich-Genossenschaftliche Versicherungs- 
aktiengesellschaft, wurde im Jahre 1912 gemeinsam 
von der Genossenschafts- und der Gewerkschafts- 
bewegung gegründet, wobei die beiden Bewegungen 
je zur Hälfte zur Kapitalbildung der Gesellschaft bei- 
getragen haben, und sich beide an ihrer Verwaltung 
beteiligten. Die «Volksfürsorge» ist eine Lebensver- 
sicherungsanstalt. Im Jahre 1926 beliefen sich die 
Versicherungssummen auf 246,713,017 Mark, die 
Versicherungsprämien auf 11,455,277 Mark, die 
Leistungen auf 757,000 Mark und die Bilanzsumme 
erreichte die Höhe von 22,883,285 Mark. 
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«Eigenhilfe». Neben der «Volksfürsorge» 
wurde ebenfalls auf der Basis der Zusammenarbeit 
zwischen der Genossenschafts- und der Gewerk- 
schaftsbewegung die «Eigenhilfe», Feuer- und Sach- 
versicherungsaktiengesellschaft, gegründet, welche 
ihre Tätigkeit im Juli 1926 aufgenommen hat. Die 
«Eigenhilfe» steht in weitgehender Personalunion 
mit der «Volksfürsorge», da eine Reihe der gleichen 
Persönlichkeiten im Vorstand der beiden Gesell- 
schaften vertreten sind. Die «Eigenhilfe» betreibt 
zunächst Versicherungen gegen Feuer und Ein- 
bruchdiebstähl. Ihr Stammkapital beträgt 3 Millionen 
Mark. Bis zur Höhe von 50,000 Mark kann die 
«Eigenhilfe» Versicherungen auf eigenes Risiko 
tragen. Im ersten Halbjahr ihrer Tätigkeit, vom 
Juli bis Dezember 1926, erreichten die Versiche- 
rungssummen der Gesellschaft die Höhe von 
638,975,924 Mark, darunter 559,087,392 Mark für 
Feuerversicherung und 43,887,742 Mark für Ein- 
bruchdiebstahlversicherung. Die Prämieneinnahme 
belief sich auf 662,776 Mark, davon 617,017 Mark 
in der Feuerversicherungsabteilung und 45,759 Mark 
in der Einbruchdiebstahlabteilung, 

Finnland. Jedem der beiden Verbände, in denen 
die Konsumgenossenschaften Finnlands vereinigt 
sind, ist eine Lebensversicherungsgesellschaft an- 
geschlossen: dem Zentralverbande finnischer Kon- 
sumgenossenschaften (Kulutusosuuskontien Keskus- 
liitto) der Brandentschädigungsverein 
(«Tulenturva») und die Lebensversiche- 
rungsgenossenschaft (Kansa») und 
dem Generalverbande der Konsumvereine (Yleinen 
Ösutskauppojen Liitto) die Feuerversiche- 
rungsgesellschaft («Tulenvara») und 
die Lebensversicherungsgenossen- 
schaft «Pohja»). 

Die «Tulenturva» wurde im Jahre 1919 ge- 
gründet. Die nachstehende Tabelle gibt Aufschluss 
über ihre Entwicklung seit ihrer Gründung bis zum 
Jahre 1926: 

Zahl der Ver- 


Jahr sicherungen i ET ih 
Millionen Fmk. 
1920 1,113 111,8 
1922 3,109 211,9 
1924 0,377 421,9 
1925 8,307 508,6 
1926 12,466 705,0 


Die im Jahre 1923 gegründete Lebensver- 
sicherungsgesellschaft «Kansa» ent- 
wickelte sich folgendermassen: 


Jahr Zahl der Ver- Versicherungs- 


sicherungen bestand 
Millionen Fmk. 
1924 57,480 113,0 
1925 80,119 191,2 
1926 102,349 315,0 


Die Versicherungssunmen der im Jahre 1910 
gegründeten Feuerversicherungsgesell- 
schaft «Tulenvara» erreichten im Jahre 1926 
die Höhe von 742 Millionen finnische Mark. Der Be- 
trag der Versicherungsprämien belief sich auf 
2,365,000 finnische Mark, die Versicherungs- 
leistungen auf 2,059,000 finnische Mark. 

Die Versicherungssummen der Lebensversiche- 
rungsgenossenschaft «Pohia» (gegründet im Jahre 
1922) beliefen sich im Jahre 1925* auf 185,597.000 
finnische Mark, der Betrag der Prämien auf 6,270,000 
finnische Mark, die Versicherungsleistungen auf 
419,000 finnische Mark. Die Bilanzsumme erreichte 
die Höhe von 3,000,000 finnische Mark. 


* Es fehlen bis jetzt die Angaben für das Jahr 1926, 
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Grossbritannien: Die Versicherungsgenossen- 
schaft «Co-operative Insurance So- 


ciety Ltd.» wurde im Jahre 1867 von den beiden 
Grosseinkaufsgesellschaften Grossbritanniens Te- 
gründet. Sie beschäftigt sich hauptsächlich mit Le- 
bensversicherungen, was auch aus nachfolgenden 
Zahlen ersichtlich ist. Die Prämieneinnahmen ET- 
reichten im Jahre 1926 die Höhe von 3 218,732 Pfund 
Sterling, darunter entfielen auf Lebensversicherun- 
gen 2,360,146 Pfund Sterling, auf Feuerversiche- 
rungen 193.047 Pfund Sterling. Die Versicherungs- 
leistungen der Genossenschaft beliefen sich im sel- 
ben Jahr auf 1,337,401 Pfund Sterling, davon ent- 
fallen auf Lebensversicherungen 911,963 Pfund Ster- 
ling und auf Feuerversicherungen 59,636 Pfund 
Sterling. 

Norwegen. Die von der Konsumgenossenschafts- 
bewegung im Jahre 1921 gerründete Versicherungs- 
genossenschaft «Samvirk e» ist hauptsächlich eine 
Feuerversicherungsgesellschaft. 

Im Jahre 1926 erreichten die Versicherungs- 
summen die Höhe von 114,252,429 Kronen, darunter 
19,6 Millionen Kronen, die durch Mitversicherung in 
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Druckarbeiten 
für die Verbandsvereine 


in sauberer Ausführung liefert die 
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anderen Gesellschaften gedeckt sind. Auf die Feuer- 
versicherungsabteilung entfielen 104,864,110 Kronen 
und auf die Nebenzweige (Unfallversicherung usw.) 
9,388.419 Kronen. 

Die Prämieneinnahme betrug 290.673 Kronen. 
Darunter entfielen 253,331 Kronen auf Feuerver- 
sicherung (davon 48,859 Kronen auf Mitversiche- 


rung) und 37,343 Kronen auf Nebenzweige, 
Die Versicherungsleistungen erreichten die Höhe 


von 151,033 Kronen, davon entfielen auf Brand- 
schäden 125,933 Kronen. 

Laut neueren Angaben hat «Samvirke» die in 
Liquidation getretene, hauptsächlich in Arbeiter- 
kreisen benutzte Versicherungsgesellschaft «Nye 
Norske» übernommen. 

Schweden. Dem Verband und der Gross- 


einkaufsgesellschait schwedischer Konsumvereine 
«Kooperativa Förbundet» sind zwei Versicherungs- 
genossenschaften angeschlossen: «Samarbete» 
und «Folket». Der Hauptgegenstand der ersten ist 
Feuer- und Unfallversicherung, der zweiten Lebens- 
versicherung. 

«Samarbetc» wurde im Jahre 1908 gegrün- 
det. Im Jahre 1926 erreichte die Prämieneinnahme 
2,7 Millionen Kronen, gegen 1,9 Millionen Kronen im 
Jahre 1925. Die Versicherungssumme belief sich auf 
922 Millionen Kronen. Besonders stark war die Ent- 
wicklung der Unfallversicherungsabteilung, die 
860,000 Kronen Prämieneinnahmen erzielte, 
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Die Lebensversicherungsanstalt «Folket» (ge- 
sründet im Jahre 1914) steigerte die Prämienein- 
nahme von 4,5 Millionen Kronen im Jahre 1925 auf 
4,9 Millionen Kronen im Jahre 1926. Die Auszah- 
lungen betrugen 650,000 Kronen, zreren 530,000 
Kronen im Voriahre. Die Versicherungssumme er- 
reichte die Höhe von 142 Millionen Kronen, gegen 
131 Millionen Kronen im Jahre 1925. 

Schweiz. Die schweizerische «Volksfür- 
sorge» ist auf die Initiative des Verbandes 
schweizerischer Konsumvereine cegründet worden 
und übt ihre Tätigkeit seit dem Jahre 1918 aus. Sie 
ist eine Lebensversicherungsgesellschaft. Im Jahre 
1926 erreichten die Versicherungssummen die Höhe 
von Fr. 23,716,550.—, die Prämieneinnahme belief 
sich auf Fr. 1.273,856.—, die Leistungen auf Franken 
152,094. — und die Bilanzsumme auf Fr. 5,482,468.—. 

Tschechoslowakei. Die Versicherungsgesell- 
schaft «Cechoslavia» wurde im Jahre 1919 
von der Konsumgenossenschaftsbewegung zegrün- 
det. Sie ist dem Zentralverbande tschechoslowa- 
kischer Genossenschaften (Ustredni Svaz Sesko- 
slovenskych Druzstev) angeschlossen. Im Jahre 
1926 erreichten die Versicherungssummen der Ge- 
sellschaft die Höhe von 294,079,047 tschechische 
Kronen, die Prämieneinnahme belief sich auf 
25,040,051 tschechische Kronen. 

Ungarn. Die «Cornivia», Allgemeine Ver- 
sicherungsaktiengesellschait, wurde von der «Dili- 
gentia», Sparkasse der Allgemeinen Konsumge- 
nossenschaft Budapest und den Gewerkschaften im 
Jahre 1922 gegründet. Sie beschäftigt sich haupt- 
sächlich mit Lebensversicherungen. Im Jahre 1926 
erreichten die Versicherungssummen die Höhe von 
5.200,000 Pengö, der Betrag der Versicherungsprä- 
mien belief sich auf 176,000 Pengö, die Versiche- 
rungsleistungen auf 11,000 Pengö und die Bilanz- 
summe auf 200,000 Pengö. 

Russland. Die Zentralabteilung für genossen- 
schaftliche Versicherung «Strakhsektsia» des 
Allrussischen Zentralverbandes der Konsumgenos- 
senschaften («Centrosojus») beschäftigt sich haupt- 
sächlich mit Feuerversicherungen. Am 1. Oktober 
1926 erreichten die Prämieneinnahmen die Höhe von 
5.250.000 Rubeln und die Versicherungsleistungen 
die Höhe von 993,000 Rubeln. 


Volkswirtschaft 


Wirtschaitlicher Wochenbericht. 

Die Rechnung der Bundesbahnen für das ver- 
gangene Jahr wird nun doch weit besser ab- 
schliessen, als man noch im Sommer zu hoffen 
waete und jedenfalls einen Nettoüberschuss von 
mehreren Millionen Franken ergeben. Es wird nicht 
ausbleiben, dass auf Grund dieses günstigen Ab- 
schlusses die Ermässigung der Gütertariie von 
neuem mit Nachdruck verlangt wird. Diese Forde- 
rung ist auch berechtigt, da die vor dem Kriege 
schon ungewöhnlich holen Gütertarife der schweize- 
rischen Bahnen noch weit stärker erhöht worden 
sind als die Personentarife, aber so allgemein die 
Forderung nach Ermässigung der Gütertarife ist, 
so wenig geklärt ist die Frage, wie sie durchgeführt 
werden soll. Eine allgemeine Ermässigung aller 
Gütertarifie um etwa 5%, wie sie bei der heutigen 
Finanzlage der Bundesbahnen möglich erscheint, 
würde wahrscheinlich in der schweizerischen Volks- 
wirtschaft ziemlich wirkungslos verpuffen. Für eine 


Reform der Gütertarife nach wirtschaftlichen und 
sozialen Zwecken liegt aber unseres Wissens von 
keiner Seite ein wohldurchdachtes, organisch auf- 
gebautes Programm vor. Es scheint vielmehr, dass 
jedermann und jede Interessentengruppe die Er- 
mässigung jener Tarifsätze verlangt, woran sie inter- 
essiert ist, und sich weder um die Folgen für die 
Volkswirtschaft noch für die Finanzlage der Bundes- 
bahnen viel kümmert. Bei dieser Sachlage laufen 
die Bundesbahnen Gefahr, aus politischen und ande- 
ren Gründen zu Tarifermässigungen sedränet zu 
werden, die ihnen einen grossen Ausfall an Ein- 
nahmen verursachen würden, der durch keinen ent- 
sprechenden Gewinn für die Volkswirtschaft ausze- 
elichen wird. 

Es gibt auch Leute, die das überflüssige Geld 
der Bundesbahnen und auch wohl noch anderer 
Leute in neue Eisenbahnbauten stecken möchten. So 
möchte man in St. Gallen durch eine Ruppenbahn 
den Weg ins Rheintal und nach dem Vorarlberg ab- 
kürzen. Es ist aber sehr zu befürchten, dass der Be- 
trieb einer solchen Bahnlinie noch unrentabler aus- 
fallen würde als der Bodensee-Toggenburgbahn. 
Rheintal und Vorarlberg sind zu wenig dicht bevöl- 
kert, um einer solchen Bahn einen im Verhältnis zu 
den Baukosten genügenden Verkehr zuführen zu 
können, und daran würde auch der Umstand nichts 
ändern, dass die internationalen Züge Paris-Wien 
dann über Winterthur und St. Gallen geleitet werden 
könnten. Selbst wenn der Verkehr Paris-Wien weit 
erösser wäre als er ist, könnte die schweizerische 
Linie niemals den Hauptteil dieses Verkehrs an sich 
ziehen, denn die Konkurrenzlinie durch Süddeutsch- 
land ist nicht nur weit kürzer, sondern hat auch in- 
folge der weit grösseren Städte an die Linie ein Ver- 
kehrsaliment, das die schweizerisch-österreichische 
Linie niemals haben kann, was zur Folge hat, dass 
ein intensiver Betrieb auf dieser Linie unfehlbar zu 
grossen Defiziten führen müsste. Es kann sich für 
uns niemals lohnen für die Verbesserung des Ver- 
kehrs mit Oesterreich grosse Summen auszugeben, 
denn die einzige Bahnlinie, die uns mit Oesterreich 
verbindet, führt auf hunderte von Kilometern durch 
ein schwach bevölkertes, industriearmes Gebiet, das 
den Verkehr nur ganz ungenügend alimentieren 
kann. . 

Auch in Graubünden hat die spürbare Erleichte- 
rung der Eisenbahnsorgen schon wieder zu neuen 
Balhnproiekten geführt. Man wünscht eine Verbin- 
dung Graubündens mit dem Tessin, die auch die 
Kleinigkeit von etwa dreissig Millionen kosten würde. 
Auf einen ziemlich starken Personenverkehr könnte 
diese Linie wahrscheinlich rechnen, da Graubünden 
und der. Tessin beides wichtige Touristengebiete 
sind, deren Bedeutung gegen die Vorkriegszeit noch 
eewonnen hat. Aber auch bei dieser Bahn kommen 
die Kosten so hoch, dass der Personenverkehr nie- 
mals eine genürende Rendite bringen kann und der 
Güterverkehr kann in diesen industriearmen Gegen- 
den schwerlich von Bedeutung werden. Den Be- 
dürfnissen eines blossen Personenverkehrs kann man 
heute mit der Autopost fast noch besser gerecht 
werden als mit einer Bahnlinie und wenn das Reisen 
in den Postautos auch teurer kommt als die Bahn- 
fahrt, so ist zu sagen, dass sie doch fast ausschliess- 
lich von den Fremden benutzt würden, während das 
Interesse der einheimischen Bevölkerung an einer 
billigen Reiseverbindung zwischen Graubünden und 
dem Tessin viel zu gering ist, als dass man des- 
wegen viele Millionen verlochen könnte. Ebenso 
wenig braucht die Schweiz diese Millionen ausgeben, 
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um das Portemonnaie der Ausländer zu schonen, die 
jetzt alltäglich im modernsten Luxuszug Europas von 
Berlin nach dem Engadin reisen. 

Man wird in der Schweiz gut daran tun, weitere 
Eisenbahnprojekte gründlich zu erdauern. Die 
Bundesbahnen sind noch nicht über jede Klippe hin- 
weg in den Hafen einer finanziell vollkommen ge- 
sicherten Zukunft eingelaufen und unter diesen Um- 
ständen wäre der Bau neuer Bahnen, die schweres 
Geld kosten würden, und dabei nur von dem Ver- 
kehr existieren könnten, den sie den Bundesbahnen 
fortnehmen, ein schwer zu verantwortender Luxus. 


Fragen der schweizerischen Elektrizitätswirtschaft, 
Von Ing. A. Härry, Sekretär des Schweizerischen Wasser- 
wirtschaftsverbandes, Zürich. 

In No. 48 des «Schweiz. Konsumvereins» vom 
3. Dezember 1927 werden im wirtschaftlichen Wo- 
chenbericht Fragen der schweizerischen Elektrizi- 
tätswirtschaft behandelt, zu deren Abklärung die 
Elektrizitätswerke gerne das ihrige beitragen 
wollen. 

Es ist unsachlich, wenn man sagt, die Elektrizi- 
tätswerke wollen den Gaswerken gänzlich den 
«Garaus» machen. Die Werke haben nur Bedenken 
gegen die Ausbreitungstendenzen der Gaswerke auf 
das Land hinaus auch in den Fällen, wo eine aus- 
reichende und billige Energieversorgung vorhanden 
ist, Sie finden, dass in diesem Fall dem einheimi- 
schen Produkt, der Elektrizität, der Vorzug gebührt 
und auf die Gasversorgung verzichtet werden sollte. 
In den mit Gas bereits versorgten Ortschaften wird 
die Gasversorgung sich weiter entwickeln, nament- 
lich auch deshalb, weil die elektrischen Verteilan- 
lagen nur nach und nach ausgebaut werden können 
und die Werke noch nicht genügend abgeschrieben 
sind. Wo diese Voraussetzungen vorhanden sind, 
wie,z. B. in der Stadt Zürich, macht die elektrische 
Küche in nenen Wohnungen bemerkenswerte Fort- 
schritte. 

Die Elektrizitätswerke reflektieren keineswegs 
auf die Heizung, sie überlassen diese gerne dem Gas. 
Sie haben dagegen Interesse an der Einführung der 
elektrischen Küche, wenn die technischen und wirt- 
schaftlichen Vorbedingungen dafür vorhanden sind. 
Dabei appellieren sie nicht an patriotische Gefühle 
der Konsumenten, weil ihnen wohl bekannt ist, dass 
diese demjenigen Produkt den Vorzug geben, das 
ihnen am besten dient. Selbst bei völliger Flektrifi- 
zierung der Küche ist nicht zu befürchten, dass die 
Schweiz keine Kohlen mehr aus dem Ausland be- 
ziehen muss. Unser Land wird, soweit wir das 
heute beurteilen können, immer ein gewisses Quan- 
tum Kohlen beziehen. Diese Abhängigkeit vom Aus- 
land kostete uns während der Kriegs- und Nach- 
kriegsjahre enorme Summen; jeder künftige grössere 
Kohlenstreik wird uns finanziell schädigen. Grund 
genug, dass wir uns im Kohlenbezug soweit als 
möglich vom Ausland unabhängig machen. Wir wer- 
den übrigens die Kohlen stets umso billiger erhal- 
ten, je weniger wir darauf angewiesen sind. j 

Gewiss können im Kriegsfall die Elektrizitäts- 
werke zerstört werden, aber auch die Gaswerke 
sind der gleichen Gefahr ausgesetzt. Bei ihnen ge- 
nügt es schon, dass die Kohleneinfuhr durch unsere 
Nachbarn gewollt oder nicht gewollt unterbunden 
wird, um uns Schwierizkeiten zu bereiten. Die 
Ciefahr, dass ein trockenes Jahr die Elektrizitäts- 
versorgung gefährden könnte, besteht kaum mehr. 
Wir besitzen in der Ausfuhr, die nun rund eine Mil- 


liarde Kilowattstunden jährlich beträgt, ein grosses 
Energiereservoir, auf das wir im Falle der Not zu- 
rückgreifen können. Zudem sind durch den Bau der 
grossen Akkumulierwerke Kalamitäten infolge einer 
Wasserklemme kaum mehr ‚zu befürchten. Vier 
Werke von der Grösse des im Bau begriffenen 
Kraitwerkes Ryburg-Schwörstadt reichen aus, um 
den gesamten Bedarf der Schweiz an Energie für 
Kochzwecke auch in einem wasserarmen Jahr zu 
decken. 

Die Befürchtungen über die Folgen der Be- 
lastung der Elektrizitätswerke durch das elektrische 
Kochen haben sich nicht bewahrheitet. Die Erfah- 
rungen zeigen, dass bei ruhiger Zunahme des Ener- 
gieverbrauches für Kochzwecke die dadurch her- 
vorgerufene Belastung sich gut in den Betrieb ein- 
passt, Beispielsweise können beim Elektrizitätswerk 
der Stadt Zürich jährlich rund 1000 elektrische Koch- 
herde angeschlossen werden, ohne dass das Werk 
deshalb weiter ausgebaut werden müsste, Unrich- 
tig ist es, dass sich das Kochen mit Elektrizität in 
der Regel teurer stellt als das Kochen mit Gas. Die 
elektrische Energie kann mit Gas in Konkurrenz tre- 
ten, wenn die Kilowattstunde etwa dreimal weniger 
kostet als ein Kubikmeter Gas. Es ist dagegen rich- 
tig, dass die elektrischen Kochapparate etwas teurer 
sind, als die Gasapparate. Viele Elektrizitätswerke 
erleichtern aber den Abonnenten die Anschaffung 
der Apparate und der Umstand, dass heute breite 
Volkskreise die elektrische Küche verwenden, deu- 
tet doch darauf hin, dass sie kein Privileg für die 
besser Situierten mehr ist. 

Der Bericht im «Schweiz. Konsum-Verein» be- 
rührt am Schlusse die Frage der Energie- 
tarife, wobei die Ansicht ausgesprochen wird, 
dass der Strompreis im Verhältnis zu den Selbst- 
kosten der Werke unverhältnismässig teuer er- 
scheine und durch eine Reform der Tarife der 
Energieverbrauch gefördert werden könnte. Wir 
sind hier in einem Gebiet, wo in der Tat eine bessere 
Aufklärung des Publikums nötig erscheint. 

Der Preis für die elektrische Energie richtet 
sich nach den Gestehungskosten und nach den Prei- 
sen’der in Konkurrenz stehenden anderen Energie- 
träger, wie Kohle, Oel, Gas etc. 

Die mittleren Gestehungskosten der Energie sind 
sehr verschieden, je nach den Kosten der Erzeu- 
gung und Verteilung, der Ausnutzung der installier- 
ten Leistung etc. Im allgemeinen werden die Ge- 
stehungskosten umso kleiner, je besser die Anlagen 
ausgenutzt sind. Es ist also erste Aufeabe der 
Werke, einen der Produktion entsprechenden, mög- 
lichst konstanten Absatz für die Energie zu finden. 
Je mehr Stunden im Jahr die im Werke installierte 
Leistung ausgenutzt werden kann, desto billiger 
stellt sich die Energie, denn die Jahreskosten ändern 
sich bei guter oder schlechter Ausnutzung beinahe 
nicht. 

Das elektrische Licht ist ein sehr ungünstiger 
Verbraucher. Man braucht Licht zur Hauptsache 
im Winter und zu gewissen Tageszeiten. Die gros- 
sen Belastungsspitzen, welche die Energie so sehr 
verteuern, rühren vom Licht her. Wenn ein noch 
wenig abgeschriebenes Elektrizitätswerk nur Licht- 
strom abgeben würde, müsste sein Preis über 
Fr. 1.— per Kilowattstunde angesetzt werden. Da 
noch andere Verbraucher an das Werk angeschlos- 
sen sind, wird eine regelmässige Abgabe erzielt und 
eine Herabsetzung des Lichtpreises ermöglicht, Diese 
richten sich aber auch nach der Konkurrenz anderer 
Energieträger. Als Konkurrenten zum elektrischen 
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Licht kommen nur Gas und Petroleum in Frage, Bei 
einem Gaspreis von 20 Rp. per m? und einem Licht- 
preis von 50 bis 60 Rp. per Kilowattstunde wird 
niemand zur Gasbeleuchtung übergehen. Das elek- 
trische Licht hat so viele Vorzüge, dass man auch 
einen höheren Preis "dafür bezahlen würde. Es ist 
daher zwecklos, den Lichtpreis weiter herunterzu- 
setzen, es würde deshalb nicht mehr elektrische 
Energie verbraucht. Wohl aber müssten dann die 
Preise für andere Verwendungen der Energie er- 
höht werden, wenn man dasselbe Geschäftsergebnis 
erzielen will. 

Die Gestehungskosten der elektrischen Energie 
für Kochzwecke sind erheblich kleiner als beim 
Licht, denn man kocht im Sommer und Winter un- 
gefähr gleich viel und der Bedarf verteilt sich bes- 
ser auf die Tagesstunden. Ist, was gewöhnlich der 
Fall ist, neben der elektrischen Küche noch ein 
Warmwasserspeicher vorhanden, dann wird die 
Küche für das Werk zu einem sehr vorteilhaften Ab- 
nehmer, denn der Speicher nützt die sonst unver- 
wendbare Nachtenergie Sommer und Winter aus. 
Der Preis für die Kochenergie und Warmwasserbe- 
reitung kann daher erheblich niedriger sein, als für 
Licht. Dieser Preis kann sich aber wie beim Licht 
nicht allein nach den Selbstkosten richten, auch hier 
kommt die Konkurrenz anderer Energieträger in 
Frage. Man wird die elektrische Küche nur dann ge- 
brauchen, wenn sie nicht teurer als eine Holz-, Koh- 
len- oder Gasküche ist. 

Die Erscheinung, dass das nämliche Produkt je 
nach dem Verwendungszweck verschieden viel 
kostet, trifft man auch in vielen andern Fällen, weil 
sich die Preise aller Produkte nach dem Markt rich- 
ten müssen. Auch das Gas macht davon keine Aus- 
ahme. Abonnenten mit einem grösseren Gasver- 
brauch erhalten das Gas billiger als Kleinabonnenten, 
das Gas zu Heizzwecken wird zur Hälfte, oder we- 
niger, des Preises von Gas zu Kochzwecken abge- 
geben, weil die Konkurrenz des Koks zu dieser Re- 
duktion zwingt. Die nämliche Erscheinung treffen 
wir auf dem Kohlenmarkt, wo das sogen. Sorten- 
problem eine wichtige Rolle spielt. Im Ruhrgebiet 
erzielten im Herbst 1926 die Anthrazitnüsse den 
höchsten Preis mit 44,6 Mark pro Tonne, weil sie 
als rauchlose Hausbrandkohle stark sefragt sind, 
während dieselben Kohlen als Feinkorn trotz glei- 
chem Heizwert zu 9.80 Mark verkauft wurden.') 

Bei Beurteilung der Energiepreise darf nicht 
vergessen werden, dass ein grosser Teil der Ein- 
nahmen der Werke in Form von Reingewinnen, 
Gratisleistungen, Steuern, Abgaben aller Art an die 
Oeffentlichkeit abgegeben wird und damit den Ener- 
giekonsumenten indirekt wieder zugute kommt. Man 
schätzt die jährliche Belastung der schweizerischen 
Elektrizitätswerke für diese Zwecke auf rund 35 Mil- 
lionen Franken. Setzt man die Strompreise, speziell 
die Lichtpreise unnötig herab, so werden diese Er- 
trägnisse entsprechend kleiner und müssen dann von 
den Konsumenten in Form von Steuern aufgebracht 
werden. 

Wir würden es zweckmässiger finden, wenn 
erössere Beträge als bisher zu Abschreibungen und 
Rückstellungen verwendet würden; 40 bis 65% der 
Jahreskosten der Elektrizitätswerke entfallen auf die 
Verzinsung der investierten Kapitalien. Wenn es uns 
gelingt, diese auf geringe Beträge abzuschreiben, 
dann kann die elektrische Energie immer mehr ver- 
billigt werden. 


!) Deutsche Grossgasversorgung. Denkschrift der A.-G. für 
Essen, Juni 1927. 


Kohlenverwertung. 


Nachwort des Berichterstatters. Die vorstehende 
Erwiderung bringt eine Anzahl dankenswerter Auf- 
klärungen über die Bedingungen der Preisfestsetzung 
der Elektrizitätswerke. Allerdings möchten wir den 
zu Anfang gemachten Vorwurf, «unsachlich» berich- 
tet zu haben, doch zurückweisen. Es ist Tatsache, 
dass die Elektrizitätsinteressenten gegen jeden Ver- 
such, den Gaskonsum zu erweitern, mit einer 
Schärfe auftreten, die sonst im wirtschaftlichen Kon- 
kurrenzkampf nicht üblich ist, Tatsache auch, dass 
sie immer das Argument ins Feld führen, der ein- 
heimischen Elektrizität gebühre vor der auslän- 
dischen Kohle in jedem Falle der Vorzug. Es ist aber 
unwirtschaftlich, eine Ware oder eine Kraftleistung, 
die man vom Ausland billiger erhält, zu teureren 
Preisen im Inlande zu kaufen. Ein solcher Appell an 
das patriotische Gefühl zugunsten der materiellen 
Interessen gewisser Produzenten ist im Grunde un- 
sachlich, denn im wirtschaftlichen Konkurrenzkampf 
sollen wirtschaftliche Vorzüge entscheiden. Wie 
werden übrigens die schweizerischen Elektrizitäts- 
werke fahren, wenn das Ausland dasselbe Argument 
gegen sie anwendet? Wenn man sich in Frankreich, 
Italien, Deutschland dazu entschliessen würde, die 
einheimische Krafterzeugung durch einen Schutz- 
zoll oder ein Einfuhrverbot auf ausländische Energie 
zu schützen? Wohin dann mit der Abiallkraft, mit 
der Milliarde Kilowattstunden, die man jetzt expor- 
tieren muss? Freilich kann das Ausland auch in die 
umgekehrte Lage kommen. Es kann die elektrische 
Energie im Kriegsfalle oder in anderen kritischen 
Lagen so dringend benötigen, dass es nicht damit 
einverstanden wäre, wenn die Schweiz ihre Liefe- 
rungen an elektrischem Strom plötzlich einstellen 
wollte. Wenn daher Herr Ingenieur Härry die eine 
Milliarde Kilowattstunden, die heute jährlich zum 
Export gelangt und die sich wahrscheinlich noch 
stark vermehren wird, als eine Reserve in Rech- 
nung stellt, auf die die Schweiz im Bedarfsfalle ieder- 
zeit greifen kann, so kann man dazu wohl ein Frage- 
zeichen machen. Wenn in der Welt ein Kraftmangel 
vorhanden ist, dann werden wir die Lieferung 
schwerlich einstellen können, auch wenn wir im 
eigenen Lande gute Verwendung dafür hätten; wenn 
dagegen ein Ueberschuss an Kraft vorhanden ist, 
dann wird das Ausland am ehesten geneigt sein, auf 
diese Lieferungen zu verzichten, obwohl die Schweiz 
dann voraussichtlich auch nicht leicht eine lukrative 
Verwendung dafür finden wird. Sind die auslän- 
dischen Elektrizitätskonsumenten aber in jedem 
Falle auf die Lieferung schweizerischer Energie an- 
gewiesen, dann laufen wir mit einer Einstellung 
dieser Energielieferung Gefahr, uns schwere inter- 
nationale Konflikte zuzuziehen. Ist z.B. Mailand für 
Beleuchtung und Kraftversorgung zum grossen Teil 
auf schweizerische Elektrizität angewiesen, dann 
wird die italienische Regierung es niemals dulden, 
dass die Schweiz durch Einstellung der Elektrizitäts- 
lieferung das wichtigste Industriezentrum ihres 
Landes lahmlegt. Dies mag angeführt sein, um zu 
zeigen, dass die Schweiz auch bei weitester Aus- 
dehnung der Elektrizitätswirtschaft vor internatio- 
nalen Schwierigkeiten und Konilikten, wie sie ihr der 
Kohlenmangel im Kriege bereitet hat, keineswegs 
völlig sicher ist. 

Was die Preispolitik der Elektrizitätswerke be- 
trifft, so wird es richtig sein, dass der Lichtver- 
brauch die Werke im Winter übermässig stark be- 
lastet und daher auch entsprechende Mehreinnahmen 
aufbringen muss. Es scheint aber, dass in den Preis- 
abstufungen der Elektrizitätstarife dieser Tatsache 
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sehr reichlich Rechnung swetragen wird, so reich- 
lich, dass der Konsument in vielen Orten im Licht- 
preis eine indirekte Steüer bezahlt. Die Erwiderung 
von Herrn Härry gibt dies indirekt selber zu und 
schätzt den aus dem Ertrag der Elektrizitätswerke 
an die Gemeinwesen abgeführten Einnahmen bereits 
auf 35 Millionen Franken. Damit werden zweifellos 
Steuern erspart, aber diese Besteuerung wirkt sich 
ebenso zweifellos ungerecht aus, dern wenn auch 
der Millionär gewöhnlich mehr Licht konsumiert als 
der Arbeiter, so ist sein Konsum auf das gleiche Ein- 
kommen bezogen, gewöhnlich weit geringer. Am 
leichtesten fällt die Durchführung einer solchen un- 
sozialen Steuerpolitik natürlich dort, wo die Elektri- 
zität keinen Konkurrenten hat, und mit der Ver- 
drängung der Gaswerke und sonstigen Kraitquellen 
liefe das Schweizervolk zweifellos Gefahr, der Tarif- 
politik der Elektrizitätswerke ebenso wehrlos aus- 
gesetzt zu sein, wie irgend einem anderen Monopol- 
inhaber. Ansätze zu solcher Entwicklung sind jeden- 
falls schon vorhanden und solchen Ansätzen wollten 
wir entgegentreten. 


Bewegung des Auslandes 


Deutschland. 


Aus der deutschen Genossenschaftsbewegung. 

Dreizrosse Gruppen bilden die deutsche 
Genossenschaftsbewegung, wenn von den Organi- 
sationen höherer Ordnung, die ihre Entstehung zum 
Teil dem Zufall oder der Taktik verdanken, abge- 
sehen wird. Die neueste Richtlinie der Reichs- 
zentrale für Heimatdienst bringt die neuen statisti- 
sches Zusammenstellungen über die deutsche Ge- 
nossenschaftsbewezung, der wir im Nachstehenden 
folgen. 

1. Die Genossenschaften des städtischen 
(gewerblichen) Mittelstandes sind heute im 
Gegensatz zu den anderen Gruppen in einer Dach- 
organisation «Deutscher Genossenschaftsverband» 
vereinigt. Er umfasst nach der Statistik für 1926 
32 Revisionsverbände mit rund 6000 Genossen- 
schaften und 1,5 Millionen Mitgliedern. Das grösste 
Interesse dürften hierunter die Kreditgenossen- 
schaften beanspruchen, die ihre Geschäfte durch 
den genossenschaftlichen Giroverband, der der Dres- 
dener Bank angegliedert ist, leiten. 2680 Giroplätze 
stehen zum Einzug zur Verfügung, die einen Gesamt- 
verkehr im Jahre 1926 von 684 Millionen Mark auf- 
weisen, während 1923 nur ein solcher von 366 Mil- 
lionen zu verzeichnen war. Seit Ende 1926 zeiren 
die Kreditgenossenschaften eine beträchtliche Zu- 
nahme der Geschäftstätigkeit, die sich, im Durch- 
schnitt ie Genossenschaft berechnet, folgender- 
massen darstellt: Gesamtkapital 954,000.— Mark, 
Geschäftsguthaben und Reserven 166,000.— Mark, 
anvertraute Gelder 696,000.— Mark, im Kredit- 
geschäft angelegte Gelder 781,200.— Mark. 

Unter den Spezialgenossenschaften einzelner 
Berufsstände sind die der Bäcker und der Händler 
zu nennen. Die ersteren besitzen 642 Genossen- 
schaften, von denen Ende 1926 446 Genossenschaften 
mit 38,000 Bäckermeistern in der Reichszentrale 
deutscher Bäckergenossenschaften «Erdeba» zu- 
sammengeschlossen sind. 

Die Händler (Kleinkaufleute), vor allem die Ko- 
lonialwarenhändler, schlossen sich ebenfalls xe- 
nossenschaftlich zusammen. Die bedeutendste und 
führende Gruppe von ihnen ist die 1907 gegründete 
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«Edeka»-Organisation mit 28,000 Mitgliedern. Als 
Zentralorganisation bestehen unter anderem der 
Edekaverband deutscher kaufmännischer Genossen- 
schaften, die Edeka-Zentrale und die Edeka-Bank. 
Die Eedka-Zentrale hatte 1926 einen Umsatz von 
73 Millionen Mark, die Edeka-Bank von 556 Mil- 
lionen Mark. 

2. Die landwirtschaftliche Ge- 
nossenschaftsbeweezune übertrifft bei 
weitem die Entwicklung der anderen Genossen- 
schaftsgruppen. Sie ist heute die überragendste in 
der Welt. Im Jahre 1926 bestanden in Deutschland 
40,027 Genossenschaften mit 3 Millionen Mitgliedern, 
die in der Hauptsache dem Reichsverband der deut- 
schen landwirtschaftlichen Genossenschaften, Ber- 
lin, und dem Generalverband der deutschen Raifi- 
eisengenossenschaften, Berlin, angeschlossen sind. 
Von den 40,027 Genossenschaften sind 20,776 Spar- 
und Darlehenskassen, 4863 Bezugsgenossenschaften, 
3871 Molkereigenossenschaften und 10,598 sonstige. 
Die Gesamtumsätze der landwirtschaftlichen Zen- 
tralkassen betrugen 1925 in Milliarden Mark beim 
Reichsverband 27,43 und bei der deutschen Raiff- 
eisenbank 6,89. 

3. Die dritte wichtige Genossenschaftsgruppe 
ist die der Konsumvereine. Sie findet ihre Zentrali- 
sierung im Reichsverband deutscher Konsum- 
vereine, Köln, mit 285 Vereinen und 734,000 Mit- 
gliedern und ganz besonders im Zentrelver- 
band deutscher Konsumvereine, Ham- 
burg, mit 1100 Vereinen und 3.25 Millionen Mit- 
gliedern Ende 1926. Beide Verbände besitzen zur 
Versorgung der ihnen angeschlossenen Vereine 
Grosseinkaufsgesellschaften. Die Warenzentrale des 
Reichsverbandes, die Grosseinkaufs- und Produk- 
tions-A.G. (Gepag) konnte 1926 einen Umsatz von 
43 Millionen Mark verbuchen, die des Zentral- 
verbandes einen solchen von 294 Millionen Mark. 
Der Gesamtumsatz belief sich im Reichsverband 
1926 auf 129 Millionen Mark, im Zentralverband auf 
811 Millionen Mark. 

Alle diese Gruppen 
Arbeit trotz 


finden sich zu friedlicher 
mancher (Gegensätze im «freien Aus- 
schuss der deutschen Genossenschaftsverbände» 
zusammen. Hier stellt sich das deutsche Genossen- 
schaftswesen als eine grosse Bewegung, als eine 
machtvolle Organisation von 52,241 (Genossen- 
schaften mit mehr als 9 Millionen Mitgliedern dar. 
Dr. de Werth. 


Portugal. 


Berichtigung. In dem Artikel über die Konsunı- 
genossenschaften in Portugal in der letzten Nummer 


des «Schweiz. Konsumverein» haben sich bei den 
Angaben über den Stand des Nationalverbandes der 
Konsumvereine ein paar sinnstörende Fehler ein- 
geschlichen. Der Reinüberschuss des Verbandes 
beträgt nicht 5,8 Millionen Scudos, sondern Scu- 
dos 5856.91, das einbezahlte Anteilscheinkapital 
nicht 62,8 Millionen Scudos, sondern Scudos 62,876.60 
und das Vermögen nicht 23,3 Millionen Scudos, son- 
dern Scudos 23,3706.01. 


Schweiz. Mobiliar-Versicherungs-Gesellschaft. Bericht und 
Rechnung über das 101. Versicherungsjahr, umfassend den 
Zeitraum vom 1. Juli 1926 bis 1. Juli 1927. Bern 1927. 
19 Seiten. - 
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Arbeiter-Konsumverein «Einigkeit» in Böhmisch-Kamnitz, (ie- 
schäftsbericht 1926/27. 16 Seiten, 

Weissenfeld, Eberhard, Dr, iur.: Erfahrungen aus der Steuer- 
praxis und ihre Schlussfolgerungen. Gepag-Verlag Köln 
1927. 42- Seiten. 

Konsumverein Bischofszell und Umgebung, Festschrift zum 
56jährigen Jubiläum 1877—1927 nebst Jahresbericht und 
Rechnung pro 1926/27. Basel. Buchdruckerei des V. S’K, 
40 Seiten. 

Jahrbuch des Deutschen Genossenschaftsverbandes E, V. für 
1926. Herausgegeben von Profi. Dr. Philipp Stein. Berlin 
1927. 183 Seiten. 

Kartoffelanbauversuche der Vereinigung schweiz. Versuchs- 
und Vermittlungsstellen für Saatkartofieln, durchgeführt von 
den Landwirtschaftlichen Schulen der Schweiz. Bern, Ver- 
bandsdruckerei A.-G. 1927. 

Verband landwirtschaftlicher Genossenschaften der Nordwest- 
schweiz. XXIl, Geschäftsbericht pro 1926/27. Solothurn 
1927. 30 Seiten, 

Konsumverein für Dessau und Umgebung, (i. m. H, Bericht über 
das 27. Geschäftsjahr 1926/27. 


Bank der Genossenschaften 
und Gewerkschaften. 


Am 1. Januar 1928 eröffnet die Bank der Ge- 


nossenschaften und Gewerkschaiten in Basel ihren . 


Betrieb und übernimmt auf diesen Zeitpunkt die 
Bankabteilung des V. S. K. Alle Guthaben und 
Schulden bei der Bankabteilung des V.S.K. werden 
auf 1. Januar 1928 an die neue Bank übertrasen. 

Jedem Verein wird bei der Bank der Genossen- 
schaften und Gewerkschaften eine Kontokorrent- 
rechnung eröffnet, der jeweilen die Fakturen des 
V.S.K. in einem Gesamtbetrag auf ie Ende Monat, 
Valuta mittlere Verfallzeit, belastet werden. Ueber 
das Detail der Belastung wird den Vereinen vom 
Verbande ieweilen ein monatlicher Auszug zuge- 
sandt. 

Alle Einzahlungen sind ab 1. Januar 1928 an 
die Bank zu leisten, entweder direkt an die Bank 
der Genossenschaften und Gewerkschaften in Basel 
oder auf Postcheckkonto V 8888 oder an die von 
den Vereinen bis anhin benützten Finzahlungsstellen 
zugunsten der Bank der Genossenschaften und Ge- 
werkschaften. Einzahlungen bei der Schweize- 
rischen Nationalbank können wie bis anhin auf ihr 
Konto 91 Basel, das ab 1. Januar 1928 von der 
neuen Bank übernommen wird, gemacht werden. 

Die Korrespondenzen für die Bank können bis 
auf weiteres der Post an den V.S.K. beirelert 
werden. 


Verbandsnachrichten 


Aus den Verhandlungen der Sitzung der Verwaltungskommission 
vom 30. Dezember 1927 und 3. Januar 1928. 


Der V.S.K. ist in einem Schreiben an die wich- 


tigsten Verbandslieferanten gelangt mit der Mit- 
teilung. dass, im Interesse einer einfachen Abwick- 
lung des ausgedehnten Zahlungsdienstes des Ver- 
handes, ab I. Januar 1928 die vom Verbande an die 
Lieferanten zu bezahlenden Fakturenbeträge den in 
Betracht kommenden Firmen in Kontokorrentrech- 
nung bei der Bank der Genossenschaften und Ge- 
werkschaften gutgeschrieben werden, wobei es den 
Lieferanten selbstverständlich frei steht, jederzeit 
ganz oder teilweise in beliebiger Weise über ihr 
(iuthaben zu verfügen. 

Wir möchten den Verbaudsvereinen sowie den 
Abteilungen des V.S.K. empfehlen, ihrerseits bei 


Abschlüssen ebenfalls in diesem Sinne zu wirken, 
damit die neue Bank in kurzer Zeit eine wesentliche 
Entwicklung erfahren wird. 


1. Am 1. Januar 1928 hat die Bank der Genossen- 
schaften und Gewerkschaften ihren Betrieb aufge- 
nommen. Die Bankabteilung des V.S.K. ist an die 
neue Bank übergeleitet worden. Alle Korrespon- 
denzen, welche von heute an an die Bankabteilung 
gerichtet werden, werden der neuen Bank zur Er- 
ledigunge übergeben. Die finanziellen Geschäfte des 
V.S.K. werden in Zukunft durch die Bank der Ge- 
nossenschaften und Gewerkschaften geleitet werden. 
Damit aber von einer einheitlichen Stelle des V.S.K. 
der Verkehr mit der neuen Bank besorgt werden 
kann, werden die Departemente und Abteilungen des 
V.S.K. ersucht, in Zukunft alle finanziellen Trans- 
aktionen (Bezahlung von Rechnungen, Gewährung 
von Vorschüssen, Ausbezahlung von Löhnen, Ankauf 
von Devisen, Erteilung von Akkreditiven etc.) der 
Zentralbuchhaltung des V.S.K. zu überweisen. 

2. Herr Heinrich Lorenz, Geschäftsführer der 


| Grosseinkaufsgesellschaft deutscher Konsumvereine 


Hamburg konnte am 2. Januar 1928 auf eine 25ijährige 
Tätigkeit an der Leitung dieses bedeutenden 
genossenschaftlichen Unternehmens zurückblicken. 
Herr Lorenz hat in hohem Masse an der Entwick- 
lung der deutschen Konsumvereinsbewegung, dann 
aber auch an der Ausgestaltung und Kräftigung der 
internationalen Bewegung mitgewirkt. Die Verwal- 
tungskommission hat Herrn Lorenz ein Glück- 
wunschschreiben zugehen lassen. 

3. Einer Statutenrevision der Konsumgenossen- 
schaft Gams wird zugestimmt. 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt 


Nachfrage. 


chuhmachermeister. Der Allgem. Konsumverein Erstfeld 

und Urner-Oderland sucht per sofort für seine Reparatur- 
werkstätte einen tüchtigen, mit allen vorkommenden Arbeiten 
völlig vertrauten Schuhmacher. Nur Bewerber mit la. Zeug- 
nissen und Referenzen wollen sofort Offerte mit allen nötigen 
Angaben an die Verwaltung in Erstfeld richten. 
| ES Rücktritts des bisherigen Inhabers sucht die Konsum- 

genossenschaft Lachen a/Zürichsee einen tüchtigen und 
seriösen Betriebsleiter und Verkäufer. Antritt möglichst auf 
1. Märza.c. Ladenumsatz mit zwei Filialen ca. 500—550 Mille. 
Es können nur branchenkundige und kautionsfähige Bewerber 
berücksichtigt werden. Ausführliche Offerten mit Gehalts- 
ansprüchen sind an Herrn Aug. Krieg, Präsiient des Konsum- 
vereins Lachen erbeten. 


Angebot. 


unger Magaziner, Chauffeur und Küfer, 19 Jalıre alt, guter 

Arbeiter, der seine Lehre in mittlerer Genossenschaft be- 
endet hat, sucht Stelle. Der betr. Verein wäre bereit, event. 
einen Tausch einzugehen. Gelegenheit geboten, die fran- 
zösische Sprache und das Genossenschaftswesen praktisch zu 
erlernen. Angebote sind zu richten an die Societ& coop&rative 
de consommation in Broc (Fribourg). 


Sofortige Lehrstelle gesucht. 17jährige, willige Tochter mit 
guter Schulbildung, französisch in Wort und Schrift, sucht 
in grösserem Konsum den Ladenservice gründlich zu erlernen. 
Ofterten erbeten unter Chiffre H. H. 3 an den Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel. 


Trüchtiger Bäcker-Konditor sucht Stelle per sofort. Zeug- 


nisse zu Diensten. Offerten an R. Banderet, Bäcker-Kon- 
ditor, Valangin (Neuchätel). 


Redaktionsschluss: 5. Januar 1928 


Buchdruckerei des Verband schweiz, Konsumvereine (V.8.K.) Basel 


